
Ich bitte nun von der Fraktion der PDS Herrn Gregor Gysi, das 
Wort zu nehmen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Dr. Gysi für die Fraktion der PDS:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das heute zu be­
handelnde Ratifizierungsgesetz zum Staatsvertrag zwischen der 
DDR und der BRD über die Schaffung einer Währungs-, Wirt­
schafts- und Sozialunion besitzt - und hier stimme ich zu - 
grundlegende Bedeutung für die Bürgerinnen und Bürger der 
DDR und der BRD. Mit der Inkraftsetzung dieses Vertrages sol­
len die entscheidenden Voraussetzungen der Vereinigung bei­
der deutscher Staaten auf den drei genannten Gebieten geschaf­
fen werden.

Entgegen dem Anliegen eines Vertrages kann beim Staatsver­
trag jedoch nicht davon ausgegangen werden, daß hier ein 
gleichberechtigtes Zusammenwirken stattgefunden hat. Einsei­
tig wird die völkerrechtliche Souveränität der DDR zugunsten 
der BRD eingeschränkt. Dies stellt schon deshalb eine Verfas­
sungsverletzung dar, weil der Vertrag andererseits die staatliche 
Einigung beider deutscher Staaten zeitlich und sachlich nicht fi­
xiert und Mitwirkungsrechte der DDR auch nicht einklagbar 
normiert. Verfassungsrechtlich und verfassungspolitisch steht 
iedoch außer Zweifel, daß die Schaffung einer gesamtdeutschen

aatlichkeit der entsprechenden verfassungsrechtlichen 
Grundlagen bedarf.

Das gilt auch bei der Anwendung des Artikels 23 des Grundge­
setzes der BRD. Ein solcher Beitritt kann nur in Wahrnehmung 
des Selbstbestimmungsrechts eines Volkes und bei der Wah­
rung staatlicher Souveränität erfolgen, also auf dem Wege einer 
verfassungsrechtlichen Vereinbarung zwischen beiden Staaten.

Der Staatsvertrag stellt den Versuch dar, eine solche verfas­
sungsrechtliche Vereinbarung zu umgehen. Da helfen auch die 
sehr indifferent formulierten Verfassungsgrundsätze, die am 17. 
Juni angenommen wurden, nichts. Sie führen lediglich dazu, daß 
nun restlos unklar ist, in welchem Umfange die Verfassung der 
DDR noch gilt.

Die Vereinigung der beiden deutschen Staaten setzt nach un­
serer Auffassung die Schaffung einer gemeinsamen, demokra- 
tisch-legitimierten verfassungsgebenden Versammlung voraus, 
die eine neue Verfassung erarbeitet, die durch Volksentscheid 
zu bestätigen ist. Ein solcher Vorgang kann und darf durch den 
Staatsvertrag nicht ersetzt werden.

Von besonderer verfassungsrechtlicher Bedeutung im Staats- 
'^_^rtrag ist der Artikel 2 Abs. 2, der festlegt, daß Vorschriften der 

Verfassung der DDR, die den im Abs. 1 genannten Zielen entge­
genstehen, nicht mehr angewendet werden. Abgesehen davon, 
daß durch einen Vertrag zwischen zwei Regierungen die Anwen­
dung der Verfassung eines Landes nicht ausgeschlossen werden 
darf, müßte diese Bestimmung inzwischen völlig überflüssig ge­
worden sein, da die Regierungskoalition davon ausgeht, durch 
die in den vergangenen Wochen und Tagen vollzogenen Verfas­
sungsänderungen die Ziele im Sinne des Artikels 2 Abs. 1 des 
Staatsvertrages eindeutig bestimmt zu haben.

Ferner sind ja gerade deshalb die von mir bereits genannten 
Verfassungsgrundsätze durch die Volkskammer verabschiedet 
worden. Damit wäre der Artikel 2 Abs. 2 des Staatsvertrages ge­
genstandslos. Wenn er dennoch beibehalten wird, so muß ein­
fach vermutet werden, daß eine weitergehende Verpflichtung 
der Organe der DDR bestehen soll, die geltende Verfassung 
nicht anzuwenden. Damit ist auch die Gefahr nicht auszuschlie­
ßen, daß die DDR behindert werden könnte, ihre internationalen 
Verpflichtungen wahrzunehmen.

Von besonderer verfassungsrechtlicher Bedeutung ist ferner 
der Artikel 9 des Staatsvertrages. Hier ist vereinbart, daß Ände­
rungen und Ergänzungen des Vertrages zwischen den Regie­
rungen der Vertragspartner zu vereinbaren sind. Da es eine juri­
stische Selbstverständlichkeit ist, daß Änderungen und Ergän­

zungen eines Vertrages ebenso vereinbart werden müssen wie 
der Vertrag selbst, liegt darin nicht die Bedeutung dieses Arti­
kels. Entscheidend ist vielmehr, daß die Regierungen zur Ver­
einbarung von Änderungen und Ergänzungen befugt sind. Dies 
widerspricht ganz offensichtlich den Grundsätzen des Vertrags­
rechtes, das für Änderungen und Ergänzungen eines Vertrages 
das jeweils gleiche rechtsstaatliche Verfahren wie bei der In­
kraftsetzung vorsieht.

Daraus würde sich für beide Staaten ergeben, daß Änderun­
gen und Ergänzungen eines Staatsvertrages stets auch der Zu­
stimmung der Parlamente beider deutscher Staaten bedürften. 
Ein anderes Verfahren widerspricht bei uns auch Artikel 48 der 
Verfassung der DDR.

Im Staatsvertrag wird aber vereinbart, daß die Regierungen 
den einmal durch uns - falls es dazu kommt - bestätigten Vertrag 
jederzeit ergänzen oder ändern dürfen, ohne daß dafür noch die 
Zustimmung der Parlamente in beiden deutschen Staaten einzu­
holen ist. Eine solche Regelung dürfte in einem völkerrechtli­
chen Vertrag, der die Ratifizierung durch Parlamente vorsieht, 
einmalig sein. Hier ist die Entmündigung des Bundestages und 
der Volkskammer vereinbart worden.

Verfassungsrechtlich schwer bedenklich ist auch die Rege­
lung in der Anlage II des Staatsvertrages und im § 2 des Gesetzes 
über die Inkraftsetzung von Rechtsvorschriften der BRD in der 
DDR. Bekanntlich werden bestimmte Gesetze der Bundesrepu­
blik durch die Volkskammer auch in der DDR über den Staats­
vertrag in Kraft gesetzt.

In den genannten Regelungen ist nun aber festgelegt, daß 
dann, wenn die entsprechenden Organe der BRD die durch uns 
übernommenen Gesetze, Rechtsverordnungen und weiteren 
Regelungen verändern, diese Veränderungen unmittelbar in der 
DDR gelten.

Dies widerspricht grundlegenden Rechtsprinzipien. Die Ge­
setzgebungsorgane der DDR haben keine Möglichkeit, die In­
kraftsetzung solcher Veränderungsvorschriften zu verhindern, 
auch dann nicht, wenn sie für die Bürgerinnen und Bürger der 
DDR von großem Nachteil wären. Es ist ausschließlich vorgese­
hen, daß die zuständigen Instanzen der DDR das Recht zur vor­
herigen Stellungnahme besitzen. Die Organe der BRD sind je­
doch zur Berücksichtigung dieser Stellungnahme nicht ver­
pflichtet.

Der Verstoß gegen die Rechtshoheit der DDR ist um so gravie­
render, als nicht nur Entscheidungen von Verfassungsorganen 
der Bundesrepublik, sondern auch die solcher Institutionen wie 
Bundesbank und Bundesaufsichtsämter für Versicherungs- und 
Kreditwesen unmittelbare Wirkungen in der DDR besitzen sol­
len. Damit sind Parlament und Regierung der DDR schlechter 
gestellt als Parlament und Senat von Westberlin.

Immerhin muß das Parlament in Westberlin noch zustimmen, 
wenn Gesetze der BRD in Westberlin in Kraft treten sollen.

Während also der Art. 9 des Staatsvertrages nur die Parlamen­
te der DDR und der BRD entmündigt und die Rechte der Regie­
rungen unzulässig ausweitet, werden über die hier genannten 
Vorschriften einseitig die Volkskammer der DDR und zusätzlich 
auch noch die Regierung der DDR entmündigt.

Bedenklich ist ferner eine Regelung in Art. 7 des Staatsvertra­
ges, wonach die Bundesregierung durch Anrufung des Schieds­
gerichtes auch bei einem inneren Rechtsstreit die Zuständigkeit 
von DDR-Gerichten ausschließen kann.

Verfassungsrechtlich und wirtschaftspolitisch bedenklich ist 
ferner die Regelung im Art. 1 Abs. 3, wonach das Privateigentum 
eindeutig favorisiert wird. Dies widerspricht sogar den Leitsät­
zen unter II/4, wonach staatliche und genossenschaftliche Be­
triebe ebenfalls ihre Chance im Wettbewerb erhalten sollen. Der 
Vertrag ist also auch in sich widersprüchlich.

Die wirtschaftspolitischen Bedenken unserer Fraktion sind 
bekannt. Richtig wäre es nach unserer Auffassung gewesen, den
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